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AKTUELL 

Abfallkampagne FL 
an der LIHGA1994 

(pafl) D ie  Abfallkampagne 
Liechtenstein wird an  de r  L I H G A  
1994 teilnehmen. Die  Ausstellungs
kosten von Fr. 10 000 - bis 12 000.-
werden j e  zur  Hälfte von den  G e 
meinden und  vom Land  getragen. 

A m  LIHGA-Stand  de r  Abfall
kampagne Liechtenstein werden  
die Besucherinnen und  Besucher 
mit Schautafeln und  d e m  Compu
ter-Spiel «Super Bag» übe r  das Ver
meiden von Abfall und  das Entsor
gen im Privatbereich informiert und 
beraten. Die  LIHGA-Lei tung  und  
die Ausstellerfirmen werden eben
falls zur Abfallkampagne beitragen, 
indem die gesamte Ausstellung 
möglichst umweltfreundlich gestal
tet werden soll. 

RTL-2-Geschäftsführer 
neuer ORF-Intendant 

Wien (AP)  D e r  Geschäftsführer 
von RTL 2, Gerha rd  Zeiler, ist a m  
Mittwoch zum provisorischen G e 
neralintendanten des österreichi
schen Rundfunks O R F  gewählt 
worden. Wie in Wien mitgeteilt 
wurde, erhielt Zei ler  vom 35 Mit
glieder umfassenden ORF-Kurato
rium 20 Stimmen, de r  zweite Kandi
dat, de r  ORF-Informationsinten
dant  Johannes Kunz, erhielt 13 
Stimmen. Zwei  Mitglieder gaben 
keine Stimme ab.  

Zeiler ist gebürtiger Wiener; e r  
wurde am 20. Juli 1955 in d e r  öster
reichischen Haupts tadt  geboren.  
D e r  38jährige machte  eine steile 
Karriere. Un te r  anderem w a r  e r  
Presse^sprecher des österreichischen 
Bundeskanzlers Generalsekretär  
beim ORF.  

D e r  frühere Münchner  Privatsen
de r  Tele 5, aus  d e m  das Deutsche 
Sportfernsehen hervorgegangen ist, 
holte ihn dann  als Geschäftsführer 
nach Deutschland. Zei ler  ging von 
dor t  nach Köln, als Geschäftsführer 
und Programmdirektor  des Anfang  
März 1993 gestarteten Fernsehsen
der  R T L  2. 

Zahl der Bio-Landbau-
betriebe gewachsen 

Münchenbuchsee ( A P )  D i e  Zah l  
de r  Bio-Landbaubetr iebe mit de r  
Bio-Suisse-Knospe als Markenzei
chen steigt kontinuierlich an. In  die
sem Jahr  wird die Zahl  de r  Betr iebe 
auf  1700 steigen, ein Fünftel mehr  
als im Vorjahr, wie die Vereinigung 
schweizerischer biologischer Land-
bau-Organisationen (VSBLO) a m  
Mittwoch in Münchenbuchsee be
kanntgab. Mit weiterem Zuwachs 
wird gerechnet .  

Fü r  das laufende Jahr  meldeten 
sich beim V S B L O  rund  1700 Betr ie
b e  an,  für 1993 waren es rund 1400 
gewesen und  ein Jahr  zuvor noch 
1150. 

Staatlicher Fonds zur Unterstützung von Energiesparmassnahmen? 
Petition und Postulat über die Verwendung des Treibstoffzuschlags liegen bei der Regierung - Forderung nach Zweckbindung der Mittel 

(G.M.) - Werden in Zukunft die Sa
nierungen von überalterten Feuerungs
anlagen durch staatliche Subventionen 
unterstützt und werden Strassenverbes-
serungen aus einem Treibstoffzuschlags
fonds bestritten? Diese  Fragen hat die 
Regierung zu beantworten, denn sowohl 
für die Subventionierung von Hausfeue
rungsanlagen wie auch für die Anwen
dung des Verursacherprinzips liegen ent
sprechende Vorstösse in Form eines Po
stulats und einer Petition vor. 

Kurz nach de r  Abs t immung in d e r  
Schweiz über  die Benzinpreiserhöhung 
wurde eine von 130 Unterschriften ge
tragene Petition d e m  Landtag  überge
ben,  de r  sie im vergangenen Sommer  a n  
die Regierung zur  Bearbei tung weiter
leitete. Die  Petit ionäre sind de r  «An
sicht, dass diese unverhofften Mehrein
nahmen (von rund 5 Mio. Fr. p r o  Jahr)  
nicht lautlos in d e r  laufenden Staats
rechnung untergehen sollten.» Sic for
dern  daher  die Schaffung von zwei 
Fonds, die aus den zusätzlichen Treib
stoffeinnahmen je zur Hälf te  gespiesen 
werden: Ein Fonds zur  Verminderung 
des Schadstoffausstosses bei  privaten 
Feuerungsanlagen durch fachgerechte 
Sanierungen, ein zweiter  Fonds zur Ver
besserung de r  Verkehrssicherheit durch 
bauliche Massnahmen. 

Landtag mit vielfältigen Ideen 
D e r  Landtag nahm sich dieser Petition 

recht positiv an, gab a b e r  d e r  Regierung 

vo r  d e r  Überweisung doch einige Hin
weise, in welche Richtung die Verwen
dung d e r  Ge lde r  gehen sollte, insbeson
dere  im Hinblick a u f  die Sanierung d e r  
Feuerungsanlagen. «Ein Fonds zur  U n 
terstützung von  Energiepsarmassnah-
men,  w o  e twa wegen Bedürftigkeit die  
Renovat ion e iner  Feuerungsanlage nicht 
durchgeführt  werden  kann», erklärte d e r  
damalige FBP-Fraktionssprecher D r .  
G u i d o  Meier  und forderte gleichzeitig 
zur  Differenzierung auf: «Nicht a b e r  
dort,  wo de r  Normalbürger,  d e r  sich e ine  
neue  Heizung leisten kann, einfach we
gen Überal terung eine solche braucht.» 
E r  sprach sich ferner  für die Unterstüt
zung von Pilotprojekten zur  Förderung 
d e r  Anwendung  erneuerbarer  Energien 
aus, die  angesichts d e r  hohen Kosten im 
marktwirtschaftlichen Geschehen keine  
Chance hät ten.  

Ausweitung der Petitionswünsche 
Aus  den Vorschlägen der  Abgeordne

ten ist erkennbar,  dass der  Landtag e ine  
Ausweitung d e r  Wünsche, wie sie von  
d e r  Petition angeführt  wurden,  als 
durchaus vorstellbar hält. D e r  FL-Ver-
t re ter  Wolfgang Marxer  könnte  sich vor
stellen, dass diese Mittel für die «Finan
zierung von Expertengutachten u n d  
Ideenwettbewerben zur langfristigen 
Lösung des Gesamtverkehrsproblems in 
Liechtenstein, für die  Unterstützung ei
nes Forschungsprojektes zur  technischen 
Entwicklung eines Öko-Bonus-Tacho

meters  o d e r  auch  zur  finanziellen Unter 
stützung von Bürgerinitiativen wie d e r  
Arbei tsgruppe «Verkehrskonzept U n 
terland» verwendet  werden  könnten .  
Keine Gegenvoten  g a b  es  zu r  vorge
brachten Absichtserklärung, diese zu
sätzlichen Mittel aus d e n  Treibstoffabga
ben zur Haushaltfinanzierung des Staa
tes aufzuwenden.  

Keine Stellungnahme der Regierung 
Bislang ha t  die Regierung noch keine 

Stellungnahme zu dieser  einhellig befür
worteten Petition abgegeben. Auch fehlt 
noch ein Bericht zu  einem VU-Postulat,  
das im Anschluss an das Bittschreiben 
mit beinahe identischem Inhalt im Land
tag eingebracht wurde. Die Postulanten 
ersuchten die Regierung zur  Überprü
fung d e r  Frage, «was für  gesetzgeberi
sche Massnahmen notwendig sind, um 
die Geldmittel,  die aus d e r  erfolgten E r 
höhung des Treibstoffzolls anfallen, im 
Sinne des Verursacherprinzips zu ver
wenden,  für die Vermeidung bzw. Ver
besserung ode r  Wiederinstandstellung 
von Schäden und Belastungen aller Ar t ,  
die durch den  Strassenverkehr entstan
den sind.» Im Sinne des Verursacher
prinzips, wird in d e r  Begründung des Po
stulats betont ,  sollte es  möglich sein, die
se Mehreinnahmen wieder gezielt für  
Ausgaben und Aufgaben einzusetzen, 
die durch den  Strassenverkehr entstan
den sind, nicht nu r  für Aufwendungen 
und  Unterhal t  im Strassenbau. 

Frühere Regierung gegen steuerliche 
Entlastungen 

Forderungen nach Subventionierung 
von Sanierungsmassnahmen bei Heizun
gen,  wie sie von d e r  Petition e rhoben  
werden,  sind nicht neu. Bereits 1984 
reichten die damaligen FBP-Abgeordne-
t en  Josef  Biedermann,  B e a t  Marxer  u n d  
Eugen  Büchel  ein Postulat ü b e r  s teuer
liche Entlastungen zur  Unters tü tzung  
von Umweltschutz-Investitionen ein. 

D ie  Regierung Brunhart  Hess t ro tz  
verschiedentlicher Anmahnungen  u n d  
entgegen mehreren  Versprechungen 
eine Frist bis zum 5. Juni 1990 verstrei
chen,  bis sie e inen Bericht vorlegte, d e r  
allerdings all diesen Vorstellungen e ine  
Absage  erteilte. D ie  Regierung setzte 
a u f  die Erneuerung d e r  Anlagen mit  
d e m  Druckmittel  verschärfter Vorschrif
ten  zur Luftreinhaltung und sah keine  
Veranlassung, mit Förderungsmassnah-
m e n  die Sanierung alter Anlagen zu un
terstützen. «Im Bereich d e r  Umwelt -
und Energiepolitik», so unterstrich die 
Regierung in ihrem Bericht, «muss ange
sichts der  Dringlichkeit der  anvisierten 
Zielsetzungen neben gewissen Förde-
rungsmassriahmen nun verstärkt  das R e 
gelungsprinzip treten,  d a  nämlich anzu
s t rebende Verbesserungen nicht m e h r  
ü b e r  freiwillige Leistungen mi t  staatli
c h e r  Förderung,  sondern  vie lmehr  mi t  
s t rengeren gesetzlichen Best immungen 
erreicht  werden müssen.» 

Stark gestiegene 
Treibstoffeinnahmen 

Die Anhebung  d e r  Treibstoffzölle in 
de r  Schweiz, die auch für  das  Fürsten
t u m  Liechtenstein wirksam wurden,  
wirkte sich positiv au f  die  Staatskasse 
aus. Im Budget 1994 rechnet  die Regie
rung mit gesamten Zollerträgnissen von 
28,8 Mio. Fr. Im Vergleich zum Vorjahr 
liegen die Schätzungen d e r  Zollrücker
stattungen um 4,7 Mio. Fr. höher .  

D e r  Hauptteil  dieser Ertragsquelle re
sultiert aus d e r  zollmässigen Belastung 
de r  Treibstoffe, auf  die k n a p p  zwei Drit
tel de r  Einnahmen entfallen. Die  mut 
massliche Erhöhung um 4,7 Mio. Fr. ge
genüber  d e m  Vorjahr dürf te  zum aller-
grössten Teil auf  die Erhöhung  de s  
Treibstoffzuschlages zurückzuführen 
sein. 

Neben diesen Treibstoffzöllen bringen 
die Tabaksteuern etwa 17 Prozent  d e r  
Einnahmen u n d  die übrigen Einfuhrzöl
le e twa 21 Prozent  d e r  gesamten Zoll
rückerstattungen ein. D i e  Rückerstat
tungen aus den  Treibstoffzöllen sind bis
h e r  nicht zweckgebunden zugeflossen, 
sondern wurden d e n  allgemeinen Ein
nahmen des Staates zugerechnet .  

Seit längerer Zeit liegen bei der Regierung zwei parlamentarische Vorstösse, eine Petition und  ein Postulat, welche die Absicht ver
folgend die Mehreinnahmen aus den Treibstoffzolleinnahmen zweckgebunden zu verwenden. (Archivbild) 

Schweiz will CO2-Abgabe auf Brenn- nnd Treibstoffe 
Vernehmlassung bis Ende September - Jährliche Einnahmen von rund 1,3 Milliarden Franken 

Die  Z u k u n f t  p l a n e n ,  o h n e  s i e  z u  v e r b a u e n .  
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Bern (AP)  Der Schweizer Bundesrat 
will auf Brenn- und Treibstoffen eine 
C02-Abgabe erheben. D i e  emissionsab
hängige Lenkungsabgabe leiste einen 
wesentlichen Beitrag zur Stabilisierung 
des C02-Ausstosses und des Verbrauchs 
fossiler Energieträger, gab das E D I  be
kannt. Zwei Drittel der jährlichen Ein
nahmen von rund 1,3 Milliarden Fran
ken sollen an Bevölkerung und Wirt
schaft zurückfliessen. 

Die Schweiz soll die energie- u n d  um
weltpolitischen Ziele, d i e  sich aus  d e m  
Aktionsprogramm «Energie 2000» u n d  
d e n  Verpflichtungen an  d e r  Umwel tkon
ferenz in R jo  ergeben, möglichst mi t  
marktwirtschaftlichen Ins t rumenten er
reichen, wie das  Eidgenössische D e p a r 
tement  des Innern  ( E D I )  a m  Mittwoch 
mitteilte. Die  Vorlage geh t  bis E n d e  
September  in  die Vernehmlassung.  

Q f j r T j 0 0  Gemäss  d e m  bundesrätl ichen Entwurf  

werden fossile Energieträger - Heizöl ,  
Erdgas, Kohle, Benzin und  Dieselöl -
nach ihrem C02-Ausstoss belastet.  D i e  
Abgabe  soll in drei Stufen von zwölf 
Franken pro  Tonne Kohlendioxid (CO: )  
im Jahre 1996, auf 24 Franken 1998 u n d  
a u f  36 Franken im Jahre 2000 e rhöh t  
werden.  

D i e  stufenweise E rhöhung  er laube  
d e n  Betroffenen, sich rechtzeitig a u f  d i e  
Abgabe  einzustellen. F ü r  energieintensi
ve Branchen seien Erleichterungen vor 
gesehen. Die  Treibstoffe werden  laut  
E D I  mi t  dem gleichen Abgabesa tz  bela
stet  wie die Brennstoffe u n d  nicht  wie  
ursprünglich vorgesehen mi t  d e m  dop
pel ten Satz. Dies t rage  d e r  E r h ö h u n g  
des  Treibstoffgrundzolls im  März  1993 
Rechnung. Pro  Liter Benzin e rgebe  sich 
a u f  de r  dri t ten Stufe ein Abgabesa tz  v o n  
8,3 Rappen.  Nach Einführung  d e r  dr i t 
t en  Stufe rechnet das  E D I  mi t  E innah

m e n  von  rund  1,3 Milliarden Franken,  
von denen  mindestens zwei Drittel a n  
Bevölkerung und  Wirtschaft zurückflies
sen sollen. Dami t  unterstreiche d e r  Bun
desrat  d e n  Lenkungscharakter  d e r  A b 
gabe. Drei  Viertel des Kompensations
volumens sollten gleichmässig, das  heisst 
p r o  Kopf  an  die Bevölkerung verteilt 
werden, und  ein Viertel gehe a n  die  
Wirtschaft. F ü r  maximal einen Drittel  
d e r  Net toeinnahmen sei eine Teilzweck
bindung zur Finanzierung von energie-
und  umweltpolitischen Massnahmen 
vorgesehen. Mit d e r  Einführung de r  
neuen  Lenkungsabgabe in d e r  vorgesehe
n e n  A r t  können  laut  Mitteilung «leicht 
positive Wachstums- und Beschäfti
gungseffekte erwartet  werden», indem 
weniger Mittel für  den  Impor t  von  fossi
len Energieträgern aufgewendet würden 
u n d  da fü r  m e h r  in  energiesparende 
Massnahmen investiert werde. 
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